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Editorial 

Liebe Mitglieder und Freunde der Europa-Union, 

heute stehen an der Spitze unserer „Informationen“ Berichte über unser 29. 
Landesseminar sowie über unsere diesjährige Landesversammlung, in der ein 
neuer Vorstand gewählt wurde. Unser neuer Landesvorsitzende wendet sich in 
der Einleitung direkt an unsere Mitglieder. 

 In der letzten Ausgabe der „Informationen“ hatten wir zwar auf der Grundlage 
einer Online-Diskussion den 30. Jahrestag des Nachbarschaftsvertrages 
zwischen der BRD und der Republik Polen gewürdigt. Da dieser politische Akt 
von 1991 gerade auch für unser Land Mecklenburg-Vorpommern von 
besonderer Bedeutung war und ist, greift der erste Schwerpunkt der heutigen 
„Informationen“ dieses Ereignis noch einmal unter neuen Aspekten auf. Eine 
Schluss-folgerung für uns, die sich aus der aktuellen und nicht einfachen 
Situation ergibt, kann nur lauten, auch zukünftig enge Beziehungen zu unseren 
benachbarten polnischen Europafreunden zu halten, dass Deutsch-Polnische 
Seminar trotz aufgetretener Förderprobleme als ein wichtiges Format der 
Politischen Bildung weiter zu qualifizieren und unsere Kontakte nach Polen zu 
intensivieren.   

 

Ein weiterer Teil der „Informationen“ verbindet zwei Aspekte, die nicht 
voneinander zu trennen sind: Das sind das langandauernde Ringen um einen 
„europäischeren“ Ablauf der nächsten Wahlen zum Europäischen Parlament 
(2024) und die Gestaltung der Zukunftskonferenz der EU. Wir machen auf ver-
schiedene Möglichkeiten der Teilnahme an der europaweiten Diskussion auf-
merksam.  

Neue Berichte über einige interessante Online-Meetings runden unsere Mittei-
lungen zu aktuellen Fragen der politischen Bildung ab. 

Prof. Dr. Joachim Gasiecki 
Ehrenvorsitzender des Landesverbandes der EUD in MV 
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                                               Vorwort 

Liebe Europafreundinnen, liebe Europafreunde, 

unser Anfang September vom Bildungsring durchgeführtes diesjährige 

Landesseminar war wirklich gut besucht und bot uns zahlreiche höchst 

informative Vorträge. Dank der technischen und organisatorischen 

Unterstützung durch die Europäische Akademie Mecklenburg-Vorpommern 

und dank der exzellenten Vorbereitung ist es auch gelungen, über 

Videoschaltungen zahlreiche Politikerinnen und Politiker sowie Experten aus 

Fachverbänden einzubeziehen. Am Sonntag haben Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter aus dem Ministerium für Inneres und Europa des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern zur inhaltlichen Anreicherung beigetragen. Dafür 

möchten wir uns sehr bedanken und – das haben wir allen mit auf den Weg 

gegeben – unsere Zusammenarbeit in den kommenden Jahren weiter 

verstärken.  

Als neu gewählter Landesvorsitzender der Europa-Union Mecklenburg-

Vorpommern e. V., dem Trägerverein des Bildungsringes „Europa MV“ bedanke 

ich mich für das Vertrauen und werde mich bemühen, die ausgezeichnete 

langjährige Arbeit von Jürgen Lippold fortzusetzen. Als stellvertretender 

Vorsitzender wird er weiter im Landesvorstand mitwirken, ebenso wie Karin 

Pingel und MdEP Niklas Nienaß. Als Beisitzer wurden Fritz Rabe, Ole Krüger, 

Frederic Werner und Niels Gatzke gewählt, hinzu kommt Daniel Rupp von den 

Jungen Europäischen Föderalisten Mecklenburg-Vorpommern. 

Ehrenvorsitzender ist unser sehr geschätzter Europafreund Prof. Dr. Joachim 

Gasiecki und Ehrenmitglied Reinhold Griese. Ich freue mich sehr auf diese 

gemeinsame Zusammenarbeit ganz im Sinne unserer Satzung und des 

Düsseldorfer Programms. 

Jetzt liegen viele Aufgaben vor uns. Als erstes möchte ich – angelehnt an unser 

Hauptthema des Landesseminars – die Zukunftskonferenz der EU hervorheben. 

Dazu gibt es in diesen Informationen ja noch konkrete Anleitungen für die 

Beteiligung. Jede/jeder kann da mitmachen und sich in diese Diskussion über 

die Zukunft Europas und der Europäischen Union einbringen. Wir werden auch 

Schulen des Landes anschreiben und die Schulleitungen bitten, ihren 

Schülerinnen und Schülern Möglichkeiten der Partizipation an diesem Diskurs 

zu eröffnen. Es geht letztlich um ihre Zukunft! 
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Bei dieser Gelegenheit hätte ich noch eine Bitte: Um möglichst vielen Kindern 

und Jugendlichen eine Mitgliedschaft in der Europa-Union Mecklenburg – 

Vorpommern zu ermöglichen, wäre es doch denkbar, dass vielleicht der/die 

eine oder andere eine Mitgliedspatenschaft für eintrittswillige junge 

Menschen, die den Jahresbeitrag von 24 € nicht aufbringen können, 

übernimmt. Das kann auch auf eine bestimmte Zeit begrenzt sein, vielleicht ein 

oder zwei Jahre. Das würde bedeuten, dass für ein junges Mitglied, welches 

nachweislich nicht den Jahresbeitrag aufbringen kann, dieser im Rahmen einer 

solchen Patenschaft übernommen würde. Vielleicht ist das auch ein Ansatz, 

unsere Reihen wieder etwas zu verjüngen. Natürlich würden wir dafür auch 

eine Spendenbescheinigung ausstellen. Bitte melden Sie sich in der 

Geschäftsstelle, wenn Sie dazu bereit wären. Sie können dies gerne auch mit 

einem Vorschlag für eine konkrete Person verbinden.  

Noch eine gute Zeit und bleiben Sie gesund! 

Mit europafreundlichen Grüßen 
Herzlichst 
Ihr 
Prof. Dr. Robert Northoff 
Landesvorsitzender 
 
 

 

       

 
Bild-Quelle: Internetseite der Hochschule Neubrandenburg: www.hs-nb.de 
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29.Landesseminar der EUD-MV 2021 
„Die Zukunftskonferenzen der Europäischen Union – 

wie stelle ich mir Europas Zukunft vor? 

Am 04./05. 09. 2021 veranstaltete der Landesverband in der Europäischen 
Akademie Mecklenburg – Vorpommern in Waren (Müritz) sein 29. 
Landesseminar, seit längerer Zeit der Pandemieauswirkungen die erste 
wesentliche Präsenzveranstaltung. Der Berichterstatter kommt nicht umhin 
hervorzuheben, dass dieses Seminar das ergebnisreichste und effektivste 
Seminar dieser Art in der 30jährigen Geschichte des Landesverbandes war. 
Versuchen wir daher, eine auf die Schwerpunkte der Veranstaltung 
ausgerichtete inhaltliche Zusammenfassung. 

Alle Vorträge und Diskussionen des Seminars waren der Zukunftskonferenz der 
EU und ihren einzelnen Stufen gewidmet. Nach der Eröffnung durch den  
Landesvorsitzenden Jürgen Lippold und Grußworten des Vorsitzenden des 
Trägervereins der Europäischen Akademie Andreas Handy sowie der Vize-
präsidentin der EUD, MdEP Gabriele Bischoff, schlossen sich unter der 
Moderation von Ralf-Peter Hässelbarth, Geschäftsführer und Bildungsringleiter 
„Europa MV“, die Hauptreferate im Wechsel von Präsenz und Online-Vortrag 
an. 

Zunächst trug Niklas Nienaß, MdEP, Vorsitzender der EUD-Parlamentarier-
gruppe im EP und Stellv. Landesvorsitzender der EUD-MV, seine Gedanken zum 
Thema „Stand und Ausblick der Zukunftskonferenz der EU aus der Sicht des EP“ 
vor. In einer instruktiven, problemreichen und überzeugenden Darlegung 
betonte er die Wertigkeit dieser Konferenz als Chance für Veränderungen der 
EU, die es vielleicht über Jahrzehnte hinaus nicht mehr geben wird und die wir 
alle als Plattform unserer Ideen und Vorschläge nützen sollten. Sein Bild von 
Europa fasste er in zwei Thesen zusammen: Wir brauchen eine demokratische 
Gemeinschaft von Völkern und Staaten, wo Freundschaft, Begegnung, Zusam-
menarbeit und gemeinsame Werte Selbstverständlichkeit sind. Wir bauen an 
einer Gemeinschaft, in der das Nationale und das Internationale im 
ausgewogenen Verhältnis stehen. – Ihm folgte der Generalsekretär der EUD, 
Christian Moos, der über die „Europa-Union Deutschland als Dialogpartner und 
Wegbereiter der europapolitischen Kommunikation in den Regionen“ sprach. In 
historischer Sicht hob er hervor, dass unsere Gesellschaft schon immer in eine 
bestimmte existierende europäische Ordnung mit allen ihren bestehenden 
Widersprüchen eingebettet war. So gesehen, ist die aktuelle Zukunftskonferenz 
nur ein Baustein bei der Beantwortung der Frage, wie es in Europa weitergehen 
kann. Wir als EUD können stolz sein auf unsere an europäischen Werten 
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ausgerichtete bürgerschaftliche Bewegung mit ihrem unbeirrbaren Einsatz für 
eine stabile europäische Gemeinschaft. Gerade wir müssen „Druck von unten“ 
erzeugen. Er dankte dem Landesverband für eine umfangreiche europapoliti-
sche Bildungsarbeit in MV. – Im Vortrag von Mandy Kröpelin, Leiterin des 
Europa-Informationszentrums und Europa-direkt in Rostock wurde eine 
konkrete Anleitung zur Nutzung der europäischen Plattform der 
Zukunftskonferenz gegeben, die als ein weltweit einzigartiges Projekt 
gewürdigt wurde. Sie fügte den Hinweis an, dass wir auch historisches Wissen 
als Basis für gegenseitiges Verständnis und Grundlage zur Entwicklung eines 
europäischen Bewusstseins verstärkt nutzen können.  

In zweiten Teil des Seminars stellten eine Reihe von Sprechern – wiederum teils 
präsent, teils online – ihre Positionen zum Thema „Mein Europa der Zukunft“ 
vor. Vizepräsidentin MdEP Gabriele Bischoff ging davon aus, dass wir in einer 
sich rasant entwickelnden Welt eine UE benötigen, die erkennt, dass sie sich 
ebenfalls entwickeln muss. Sie wünschte sich ein vernünftiges und 
handlungsfähiges Europa, in dem das Einstimmigkeitsprinzip abgeschafft ist; 
ein demokratisches Europa mit Spitzenkandidaten und europäischen Listen bei 
den Europawahlen; ein Europa als starke soziale Union. Helmut Scholz, MdEP, 
erwartet, dass immer mehr Menschen verinnerlichen, dass Europapolitik von 
heute der Lebensalltag von uns allen ist. Europa muss sozial und solidarisch 
ausgestaltet sein, um die Bürger mitnehmen zu können – ohne die 
Bürger*innen 

zu berücksichtigen wird Europa scheitern. Europa muss als 
Friedensnobelpreisträger ein Akteur für Frieden und Abrüstung sein. Frh. V. 
Boeselanger, MdEP, ging davon aus, dass wir insgesamt ein besseres Europa 
brauchen, dass seine zum Teil noch mittelalterlich anmutenden 
zwischenstaatlichen Strukturen überwindet, in dem wir jederzeit fähig sind, uns 
auf paneuropäischen Positionen zu erneuern und auf einer breiten politischen 
Bürgerdiskussion zu übergreifenden Ergebnissen gelangen. Svenja Hahn, 
MdEP, sah als ihr Wunschbild Europa als einen föderalen Bundesstaat, mit 
einer effektiven und starken gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, 
einem funktionierenden digitalen Binnenmarkt und einer am Klimaschutz 
orientierten Gesellschaft. Prof. Dr. Robert Northoff, Ratsherr in 
Neubrandenburg und Kandidat für den Landtag MV, richtete seinen Blick auf 
ein menschliches, freundliches, soziales und solidarisches Europa als ein 
föderatives Gemein-wesen. Dazu benötigen wir die Überwindung der 
strukturellen Handlungs-unfähigkeit der EU, den Ausbau der notwendigen 
Veränderungen auf der Grundlage einer künftigen europäischen Verfassung  
und vor allem auch ein Projekt der Angleichung der sozialen Modelle der 
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europäischen Staaten. Jürgen Lippold, langjähriger Landesvorsitzender der EUD 
in MV, stellte auf der Grundlage der langen Geschichte des europäischen 
Gedankens und der 30jährigen Erfahrungen unseres Landesverbandes in MV 
drei Erwartungen vor: Festlegung der Finalität Europas als einen europäischen 
Bundesstaat; Überwindung der Entscheidungsprobleme durch Beseitigung des 
Einstimmigkeitsprinzips; Stärkung des Europäischen Parlaments, das über die 
„Kompetenzkompetenz“ in der EU verfügen muss.  

An dieses vielfältige und interessante Meinungsbild schlossen sich zwei Diskus-
sionsrunden an, in denen einzelne Seiten der Europapolitik näher unter die 
Lupe genommen wurden. In einem ersten Block wurde unter der Leitung von 
General-sekretär Christian Moos über die Problematik von „Rechtsstaatlichkeit 
und Sicherheit“ gesprochen. Folgende Gedanken aus der Diskussion traten 
besonders hervor: Es muss uns in erster Linie um die Stärkung der eigenen 
liberalen Werte und Umsetzungsstrukturen der EU gehen. Die bloße Übertra-
gung unserer westlichen demokratischen Wertvorstellungen auf Staaten mit 
anderem historischen, politischen und kulturellen Hintergrund ist unrealistisch. 
Das zeigen die aktuellen Entwicklungen in Afghanistan in besonders deutlicher 
Weise. Im Kampf der Systeme muss sich die EU einerseits emanzipieren und 
autonomer werden, andererseits aber alles tun, um ihre Bündnisfähigkeit unter 
Beweis zu stellen. Zu beachten sind im Umgang mit nationalen spezifischen 
Positionen aber z. B. auch solche Hinweise wie aus Polen, dass man sich die 
Demokratie im Lande seit den 80er Jahren selbst erkämpft habe und auch mit 
aktuellen politischen Problemen selbst fertig werde. Mehrfach wurde darauf 
verwiesen, dass die EU als Friedensprojekt entstanden ist und dies auch in der 
Gegenwart zeigen muss, z. B. durch wirksame diplomatische Lösungen von 
Konflikten im globalen Maßstab. Vermisst wurde ein eigener Rundfunk- bzw. 
Fernsehsender der EU. – Im zweiten Diskussionsblock unter Leitung von 
Vizepräsidentin Gabriele Bischoff, MdEP, zu Fragen der „Sozialen Gerechtigkeit 
und Beschäftigung“ sind besonders folgende Aussagen bemerkenswert: Nicht 
zu übersehen sind die Erfolge, aber auch die Probleme der Sozialpolitik der EU 
über Jahrzehnte hinweg. Zu beachten sind die 20 Prinzipien, die in der 
aktuellen „Säule der europäischen sozialen Ordnung“ orientierungswirksam 
werden und mit dem dazu gehörigen Aktionsplan der EU in der Diskussion sind, 
der noch in diesem Jahr vorgelegt wird. Als Probleme wurden u. a. benannt: 
Der Angleichungsprozess der Löhne in den Mitgliedsländern ist noch nicht 
ausreichend. Hinzu kommen ganz allgemein steigende Mietpreisentwicklungen, 
die immer mehr Menschen in die Armut stürzen. Die Privatisierung von 
Gesundheitseinrichtungen hat sich vielerorts als Hindernis erwiesen. Die 
positive Lösung sozialer Problematik wird wesentlich dazu beitragen, die 
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Akzeptanz der EU bei den Bürgern zu erhöhen. Hier wird noch viel Arbeit zu 
erledigen sein. 

In einem weiteren Seminarteil wurden informative Ausführungen zur 
regionalen Umsetzung europapolitischer Ziele und Vorhaben zur Diskussion 
gestellt. Den Anfang machte Andrea Hermannsen, Abteilungsleiterin für 
Europaangelegenheiten im Ministerium für Inneres und Europa in MV, die 
„Grundzüge der Europapolitik des Landes Mecklenburg-Vorpommern“ vorstellte 
und interpretierte. Drei Thesen bestimmten ihre Ausführungen: Ein starkes 
Europa braucht starke Regionen, die ihre Interessen angemessen vertreten 
können. – Europa kann nur dann funktionieren, wenn die Menschen 
ausreichend informiert sind und mitgenommen werden, dazu muss der 
Europagedanke „in die Fläche“ gebracht werden. – Besondere Bedeutung hat 
für MV die Zusammenarbeit mit dem Nachbarland Polen, besonders auch mit 
Blick auf die Metropolregion Stettin. – Das zweite Statement trug Annemarie 
Jackisch, Referentin für EU-Strukturfonds im B.U.N.D., zum Thema „MV als 
Agrarland – Herausforderungen für die Umsetzung der gemeinsamen 
Agrarpolitik im Lichte des Green Deal der EU“. Sie erläuterte die beiden Säulen 
zur Umsetzung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP), ihren gegenwärtigen 
Stand und die bisherigen Ergebnisse der Diskussion zur Konkretisierung und 
Neufassung der GAP im Sinne des „Green Deal“, d. h. besonders im Hinblick auf 
eine nachhaltige Umgestaltung der Landwirtschaft, auf die Entwicklung einer 
Biodiversitätsstrategie im Rahmen eines umfassenden europäischen 
Klimaprojekts. – Als dritter Impulsgeber sprach Wolf Born, Referatsleiter für 
Ostseekooperation im Ministerium für Inneres und Europa in MV, über „Die 
Zusammenarbeit im Ostseeraum – Stand und Perspektiven“. Er definierte die 
Aufgabe seines Referats als „Brückenbauer und Informationsdrehscheibe für 
MV im Ostseerau“ und brachte dazu informative Beispiele ein. – Diesen 
regionalen Seminarteil beschloss Karina Dörk, Landrätin im Kreis Uckermark 
und Vizepräsidentin der Kommunalgemeinschaft POMERANIA e.V., mit 
Ausführungen zur Nachbarschaftspolitik unter dem Thema „Perspektiven der 
Deutsch-Polnischen Zusammenarbeit und das Entwicklungskonzept der 
Euroregion Pomerania“. Sie knüpfte an die guten Erfahrungen aus der 
bisherigen Kooperation mit dem Nachbarland Polen an, die auch die weitere 
Zusammenarbeit in der künftigen euroregionalen Strategie mit effizienten 
Strukturen zukunftsfähig machen. Ausführlich wurde das sich in der Phase der 
Erarbeitung befindende Entwicklungs- und Handlungskonzept der Euroregion 
Pomerania für 2021-2039 vorgestellt. Dieses Konzept umfasst im wesentlichen 
folgende Ziele: Verbesserung grenzüberschreitender Verkehrsverbindungen, 
Stärkung eines grünen innovativen Wirtschaftswachstums, Förderung des 
Miteinanders in Gesellschaft und Verwaltung, gemeinsame Anstrengungen zum 
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Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen. – Zu diesen Statements gab es 
Fragen und Hinweise der Seminarteilnehmer, auf die wie hier im Einzelnen im 
Rahmen eines relativ kurzen Berichts über zwei Seminartage nicht eingehen 
können.  

Zum Abschluss ergriff Prof. Dr. Northoff, der im Rahmen einer besonderen 
Mitgliederversammlung gewählte neue Vorsitzende des Landesverbandes der 
EUD-MV, das Wort zu einer kurzen Schlussbemerkung. Er dankte allen 
Organisatoren und Mitwirkenden bei diesem Landesseminar für ihre aktive 
Arbeit und hob besonders zwei Aufgaben für die nächste Arbeitsperiode vor: 
Wir haben so viel Menschen wie möglich zur Teilnahme an der „Plattform der 
„Europäischen Zukunftskonferenz zu mobilisieren und dafür zu sorgen, 
besonders junge Menschen zum Einsatz für Europa zu gewinnen. 

(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 

 

 

 

 

 

Mit großer Betroffenheit hat uns die Nachricht erreicht, 

dass unser Partner und Freund 

Klaus Wils 
langjähriger Vorsitzender der 

Deutsch-Polnischen Gesellschaft in Mecklenburg-Vorpommern e. V.  

verstorben ist. 

 

Wir setzen in seinem Sinne die gemeinsame 

deutsch-polnische Zusammenarbeit fort! 
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Der Deutsch-Polnische Nachbarschaftsvertrag ist nach 
wie vor aktuell. Es ist höchste Zeit, dass die deutsch-

polnische Zivilgesellschaft ihn mit neuem Leben füllt. 

Aufruf der Deutsch-Polnischen Kopernikusgruppe 

 
Wir, die Expertinnen und Experten der deutsch-polnischen Kopernikus-
gruppe, verstehen uns als Teil einer transnationalen deutsch-polnischen 
Zivilgesellschaft, die in den letzten drei Jahrzehnten wachsen konnte. 
Wir rufen aus Anlass des 30. Jahrestags der Unterzeichnung des Vertrags 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über 
gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit im Juni 2021 
dazu auf, die bilateralen Beziehungen weiter zu vertiefen. Aus unserer Sicht 
hat der deutsch-polnische Nachbarschaftsvertrag 1991 all die Bereiche der 
Zusammenarbeit geregelt, die für die Zukunft des Dialogs notwendig waren, 
und zwar so optimal, wie dies zu diesem Zeitpunkt für Polen und 
Deutschland möglich war. Er ist nach wie vor für uns eine wichtige 
Grundlage für die rechtlichen und politischen Beziehungen zwischen 
unseren beiden Ländern. 
Wir weisen darauf hin, dass Deutschland und Polen politisch, 
gesellschaftlich, wirtschaftlich und kulturell stärker aufeinander 
angewiesen sind, als dies in den aktuellen medialen und politischen 
Debatten ersichtlich ist. Unsere Beziehungen haben sich in den letzten 30 
Jahren so weit entwickelt, dass wir nun bereit sein sollten, konstruktiv und 
wertschätzend über unterschiedliche politische Konzepte zu streiten. 
Wir rufen dazu auf, die deutsch-polnischen Beziehungen immer in einen 
europäischen Kontext zu stellen. Viele Entwicklungen in Deutschland und 
Polen sind keine nationalen Sonderwege, sondern spiegeln 
gesellschaftliche, politische, kulturelle oder wirtschaftliche Tendenzen in 
ganz Europa wider. Deshalb brauchen wir auch im bilateralen Miteinander 
inhaltliche Debatten über europäische Zukunftsthemen. Gemeinsam 
können wir als Partner in der Europäischen Union Impulse geben und 
dadurch die Integration voranbrin-gen, die zur Bewältigung der aktuellen 
Krisen und Herausforderungen nötig ist, etwa im Rahmen der jüngst 
gestarteten Konferenz zur Zukunft Europas. 
Wir appellieren, die bilateralen Beziehungen nicht nur aus der Perspektive 
der Hauptstädte zu betrachten, sondern auch die Interessen der Regionen 
in den Blick zu nehmen, insbesondere der Grenzregionen. Gerade die 
Pandemie hat vielen Deutschen und Polen an Oder und Neiße vor Augen 
geführt, wie stark verflochten der Grenzraum bereits ist. Wir fordern den 
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Mut, die deutsch-polnischen Beziehungen dezentral neu zu denken und den 
Gebietskörperschaften neuen Gestaltungsspielraum zu geben. 

Wir sehen in der kulturellen Vielfalt und Mehrsprachigkeit unserer 
Gesellschaften eine Chance. Deshalb erwarten wir, dass die Fragen der 
strukturellen und finanziellen Unterstützung von in Deutschland lebenden 
Menschen aus Polen und in Polen lebenden Deutschen produktiv gelöst 
werden. Dabei sollte berücksichtigt werden, dass es in einem Europa der 
Freizügigkeit die unterschiedlichsten Vorstellungen kultureller Zugehörig-
keit gibt. 
Wir sind uns sicher, dass die Deutschen und die Polen nicht nur eine 
gemeinsame Sprache finden können, um über die schwierige und teilweise 
auch immer noch nicht genug bekannte Geschichte zu sprechen, sondern 
auch symbolische Signale der gegenseitigen Anerkennung brauchen. Selbst 
wenn sich unsere Erinnerungskulturen unterscheiden, müssen 
geschichtlich bedingte oder wertebezogene Unstimmigkeiten politisch 
gelöst werden. 
Wir rufen alle Medienschaffenden dazu auf, die Konsequenzen der 
gebrauchten Sprache und der verwendeten Bilder zu bedenken: Wie wir als 
Deutsche über Polen und als Polen über Deutschland reden, hat 
entscheidenden Einfluss darauf, was wir übereinander denken und wie wir 
diese Wahrnehmungen in konkrete Handlungen umsetzen. 
Wir schlagen vor, ein bilaterales Parlament der deutsch-polnischen 
Zivilgesellschaft zu gründen. Unabhängig von den politischen Konjunkturen 
sollen Vertreterinnen und Vertreter deutsch-polnischer Initiativen, 
Polenfreunde und Deutschlandfreundinnen einmal im Jahr über den Stand 
der Beziehungen und über neue Ideen debattieren. In einem solchen 
Parlament sollten Frauen eine starke Stimme bekommen, denn zu oft in der 
Geschichte haben Männer die deutsch-polnischen Beziehungen geprägt. 

Wir bekennen uns als deutsch-polnische Kopernikus-Gruppe dazu, auch 
künftig Verantwortung für den bilateralen Dialog zu übernehmen und zur 
Umsetzung der Forderungen beizutragen. 

Darmstadt, Warschau im Juni 2021 

Prof. Dr. Waldemar Czachur, polnischer Ko-Vorsitzender der Kopernikus-
Gruppe (waldemar.czachur@uw.edu.pl) 

Prof. Dr. Peter Oliver Loew, deutscher Ko-Vorsitzender der Kopernikus-
Gruppe (loew@dpi-da.de) 

  



 
13 

 

Zur Nachbarschaftsentwicklung! 

Aus dem Editorial von Basil Kerski, 

Chefredakteur von „DIALOG“ – Deutsch-Polnisches Magazin 

Nr. 135/2021 

 

„Es war der Beginn einer neuen politischen Epoche. Vor drei 
Jahrzehnten wurde am 17. Juni 1991 in Bonn der Nachbarschafts-
vertrag zwischen dem vereinigten Deutschland und der jungen 
polnischen Demokratie unterzeichnet. … 

Der Wind der Freiheit wehte zwar durch Europa, doch es war noch 
nicht abzusehen, wohin der Epochenumbruch führen würde. Die 
Neugestaltung der Beziehungen zu den Nachbarn wurde damals zu 
einer entscheidenden Herausforderung für Polen und Deutschland. 
Das vereinigte Deutschland war an einem erfolgreichen System-
wechsel bei seinen östlichen Nachbarn interessiert. Es hatte wenige 
Wochen nach der Vereinigung im November 1990 endgültig die 
Oder-Neiße-Grenze anerkannt. Ein zentraler europäischer Streitpunkt 
war damit beigelegt. Polens Solidarność-Politiker engagierten sich für 
den Aufbau friedlicher Beziehungen zu allen Nachbarn, im Westen 
und Osten. Die östlichen Grenzen Polens, ein Ergebnis der 
stalinistischen Besatzung wurde von Polens Demokraten akzeptiert. 
… 

Vor dreißig Jahren war das zentrale außenpolitische Ziel Polens, das 
Land aus der Pufferzone zwischen der UdSSR und der Europäischen 
Gemeinschaft, der Vorgängerorganisation der EU, herauszuführen. 
Polen wollte Teil des politischen Westens werden. Die 
Bundesrepublik versprach im Nachbarschaftsvertrag, den Nachbarn 
auf diesem Weg zu unterstützen. Der Nachbarschaftsvertrag wurde 
somit zu einem Baustein der neuen europäischen Friedensordnung 
nach dem Ende des Kalten Krieges.“  
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Pandemie aktuell 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie Mitte Juli 2021: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 188 356 000, europaweit 49 484 000, Bundesrepublik 3 747 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 4 089 000, europaweit 1 123 000, Bundesrepublik 92 800 

#### 

Pandemie aktuell 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie 15. 09. 2021: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 226 112 000, europaweit 64 167 000, Bundesrepublik 4 112 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 4 655 000, europaweit 1 261 000, Bundesrepublik 93 740 

#### 

________________________________________________________ 

„Ich habe auf gut Deutsch die Schnauze voll von dieser ewigen Mahnerei und 

Gängelei, 

den wehleidigen, von Sorgen getrübten Gesichtern 

der hiesigen Chefvirologen, 

die Corona-Weltuntergangsstimmungen betreiben. 

Und Verständnis, dass viele Menschen vorschriftswidrig Gesicht zeigen. 

Wieso müssen wir uns derartig gängeln lassen mit widersinnigen 

Vorschriften? 

Es ist alles so lächerlich, und alle machen mit.“ 

 

(Aus einem Leserbrief im „Nordkurier“ vom 28. 06. 2021) 

 

Und die obigen Infektions- und Todeszahlen sind wohl nur 

ein Märchen? 
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Together. Resilient. Europe 

Slowenien übernahm Ratspräsidentschaft 

Am 1. Juli übernahm Slowenien die EU-Ratspräsidentschaft unter dem Motto 

„Together. Resilient. Europe. – Gemeinsam. Widerstandsfähig. Europa.“ 

Im Fokus der slowenischen EU-Ratspräsidentschaft stehen u.a. die Themen 

Resilienz, Erholung und strategische Autonomie der Europäischen Union, 

Konferenz zur Zukunft Europas, europäische Lebensweise, Rechtsstaatlichkeit 

und gleiche Maßstäbe sowie Sicherheit und Stabilität in der europäischen 

Nachbarschaft. 

Die Prioritäten des slowenischen Ratsvorsitzes sind in vier Abschnitte 

gegliedert: 

1. Resilienz und Erholung der Europäischen Union. Strategische Autonomie 

der Europäischen Union. 

Erstellung oder Erweiterung von Plänen und Instrumenten zur Resilienz der 

Union gegen Pandemien und Cyber-Angriffe. Erholung der auf digitalem, 

grünem und gerechtem Wandel begründeten EU nach der Pandemie. 

2. Konferenz zur Zukunft Europas. 

Anstoßen von zahlreichen Debatten, die allen, die Ideen zur Entwicklung 

einer gemeinsamen europäischen Zukunft beitragen möchten, zugänglich 

sind. 

3. Eine Union, die die europäische Lebensweise, Rechtsstaatlichkeit und 

gleiche Maßstäbe für alle fördert. 

Eine Union der ausgewogenen Rechte und Pflichten und des hohen Schutzes 

der Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich des Rechtes auf freie 

Meinungsäußerung. 

4. Eine glaubwürdige und sichere Europäische Union. Eine Union, die auch die 

Sicherheit und Stabilität in der Nachbarschaft gewährleisten kann. 

Eine Union der Zusammenarbeit im Rahmen der Nordatlantischen Allianz. 

Eine Union, die sich aktiv dafür einsetzt, die folgenden strategischen Ziele zu 

erreichen: Ein vollständiges, freies, sicheres und im Frieden mit sich selbst 

befindliches Europa. Eine Union mit gesicherten Außengrenzen und einer 

klaren Abgrenzung zwischen legaler und illegaler Migration. 

https://slovenian-presidency.consilium.europa.eu/de/programm/prioritaten/
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Europa anders wählen - europäisch wählen! 
Warum wir ein echtes europäisches Wahlrecht 

mit transnationalen Listen brauchen! 
In Kooperation mit der ASKO Europa-Stiftung und der Stiftung 

europäische Kultur und Bildung hatte die Europa-Union Saar e.V.  
zum „Online-Meeting mit Europa“ eingeladen. 

 
(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 

 
Es ist auch für unseren Landesverband von Interesse, über den eigenen Bereich 
hinauszusehen. Deshalb haben wir unseren Blick auf eine Online-Diskussion des 
LV der Europa-Union Saar gerichtet. In der Diskussion am 18.06.2021 diskutier-
ten Ass. jur. Manuela Ripa, MdEP, und Dipl. jur. Sebastian Zeitzmann, 
Lehrbeauftragter für europäisches Medienrecht Univ. Saarland/Univ. 
Würzburg. Eingeleitet und moderiert wurde das Meeting durch die 
Landesvorsitzende der Europa-Union Saar, Margriet Zieder-Ripplinger. Im 
Zentrum stand die Frage, welche Bedeutung transnationale Listen bei den 
Europawahlen für Grenz-regionen und die dadurch bestehenden 
grenzüberschreitenden Großräume haben, also eine Frage, die auch für den 
Grenzraum Mecklenburg-Vorpommern und seine polnischen Nachbarregionen 
gilt. 

Die Landesvorsitzende eröffnete das Webinar mit der Feststellung, dass für die 
Entwicklung grenzüberschreitender Kontakte zwei Dinge erforderlich seien: 
Einmal generell mehr Kompetenzen für Grenzregionen, zum anderen trans-
nationale Listen für die Europawahlen als eine Voraussetzung zu Sicherung 
effektiver Zusammenarbeit. Anschließend ergriff die Europaabgeordnete Dr. 
Katarina Barley, Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments zu einem kurzen 
Statement das Wort. Sie hob hervor, dass wir in der EU demokratisch 
aufgestellt sind, was auch von den meisten Bürgerinnen und Bürgern so 
empfunden wird. Diskutiert werden muss weiterhin zu den transnationalen 
Wahllisten, weil es dazu gegenwärtig noch mancherlei Unterschiede gibt.  

Der Wissenschaftler S. Zeitzmann eröffnete die Diskussion mit der Feststellung, 
dass wir in der EU zwar allgemeine Rahmenbedingungen für die Durchführung 
der Wahlen zum EP haben, aber eben noch kein einheitliches Europawahlrecht. 

M. Ripa, die einzige Europaabgeordnete des Saarlandes, ergänzte dazu, dass 
das EP noch kein allgemeines Initiativrecht für Gesetzesvorgaben besitzt, aber 
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zu Wahlrechtsfragen Initiativen ergreifen kann, um den Diskussionsprozess 
voran-zutreiben. Eine offene Frage ist die Art und Weise, wie transnationale 
Listen aus-gestaltet sein sollten. Gegenwärtig liegt ein spanischer Vorschlag 
vor, der von der Schaffung europäischer Wahlkreise ausgeht, damit überhaupt 
für einen Teil der zu wählenden Abgeordneten transnationale Listen aufgestellt 
werden können. Über diesen Vorschlag wird zurzeit diskutiert, erst im Oktober 
wird im EP dazu die Meinungsbildung abgeschlossen sein. Dann muss sich im 
Oktober 2021 der Rat einstimmig dazu positionieren. Die 
Entscheidungskompetenz liegt endgültig beim Rat. Sollte daraus ein 
akzeptabler erster Entwurf für wirksame transnationale Listen entstehen, 
könnte bei den Europawahlen 2024 dieser Ansatz als Pilotprojekt besonders in 
den Grenzregionen umgesetzt werden. 

In der weiteren Diskussion stellten die Gesprächsteilnehmer fest, dass es noch 
so manche offene Fragen gibt. Um transnationale Listen aufstellen zu können, 
sind echte europäische Parteien eine wichtige Voraussetzung. Gegenwärtig 
existieren in der EU nur Zusammenschlüsse nationaler Parteien, die keine 
wirkliche europäische Vereinbarungen ermöglichen, weil sie letztendlich stets 
im Gefüge der nationalen verfassungsrechtlich festgelegten Wahlgesetze 
hängen bleiben. Selbst die Bestimmung von Spitzenkandidaten, die ein 
wichtiger Hebel für Weiterentwicklungen sein können, hat nur Sinn, wenn es 
reale trans-nationale Listen gibt.  

Als Quintessenz wurde unterstrichen, dass entscheidend bleibt, wie sowohl 
national als auch europäisch die erforderlichen rechtlichen Grundlagen für die 
Weiterentwicklung der Wahlabläufe geschaffen werden können. Das setzt aber 
voraus, dass in allen Mitgliedsländern dafür der entsprechende politische Wille 
vorhanden sein muss. Sicherlich bietet die begonnene Zukunftskonferenz 
Möglichkeiten zu Stärkung dieses Willens. Erinnert wurde in diesem 
Zusammen-hang daran, dass bereits auf europäischer Ebene 2018 die reale 
Möglichkeit der Orientierung auf transnationale Listen gegeben war, eine 
Chance, die damals durch Elmar Brok und andere Europaabgeordnete aus 
Deutschland im Europa-parlament blockiert wurde. 

Abschließend waren sich die Gesprächsteilnehmer darin einig, dass die weitere 
Diskussion besonders in den Grenzregionen weitergeführt werden sollte. 
Gerade bei der Bewältigung von grenzüberschreitenden Projekten wird die 
Frage nach europäischen Wahlkreisen und transnationalen Wahllisten die 
Bürgerinnen und Bürger am ehesten überzeugen. Diesen Standpunkt hält der 
Berichterstatter auch für die weitere Diskussion in der Grenzregion 
Mecklenburg-Vorpommern/ Westpommern für bedeutsam. 
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(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 

Wiederum hatte das Landesbüro Schwerin der FES ein interessantes 
Diskussions-thema für ein Online-Meeting gewählt. Nach der Eröffnung durch 
den Büroleiter Frederic Werner und der Übernahme der Moderation durch 
Carsten Klehn, Leiter Unternehmenskommunikation der Rostocker 
Wohnungsgesellschaft, erhielt der Finanzminister von MV, Reinhard Meyer, die 
Möglichkeit, in seinem Statement die Frage zu beantworten, wie sich die 
finanzielle Situation in MV darstellt. Er verwies darauf, dass wir zwischen 2011-
2019 in einer Periode des Aufschwungs hohe Steuereinnahmen erzielen 
konnten, aber einen vorhandenen Investitionsnachholebedarf behielten. Dann 
kam die Pandemie, zu deren Wirkungen er schon vor längerer Zeit den Satz 
geprägt hatte: „Corona ist mehr als eine Grippe für die öffentlichen 
Haushalte!“. Das Wegbrechen von Steuereinnahmen und die Hilfen für in 
Finanznot geratene Unternehmen sowie die hohen Ausgaben für Gesundheit 
und Digitalisierung führten zur Notwendigkeit – trotz der geltenden 
Schuldenbremse – Schulden in Höhe von gegenwärtig etwa 2,8 Mrd. Euro 
aufzunehmen. Diese Kreditgelder wurden in einen Fond „Sondervermögen“ 
eingebracht und sind über einen Zeitraum von 20 Jahren zu tilgen. Der Minister 
machte deutlich, dass wohl kaum nach der Bundestagswahl bei aller 
Notwendigkeit einer Steuerreform mit Steuer-entlastungen und der 
Abschaffung des Solidaritätszuschlages zu rechnen sei. Es würde eher 
erforderlich sein, Steuern für bestimmte Gruppen zu erhöhen. 

Zur bestehenden finanziellen Situation im Bund und in den Ländern äußerte 
sich in einem zweiten Kurzvortrag der Präsident des Bundes der Deutschen 
Steuerzahler, Reiner Holznagel. Er erinnerte daran, dass die „Schuldenuhr“ seit 
2018 rückwärtsgelaufen ist, die Pandemie alles verändert hat und wir gegen-
wärtig in Bund und Ländern eine Rekordverschuldung haben. Die 
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Schuldenquote betrug 2020 insgesamt 82 %, wird für 2021 auf 75 % und 
danach auf 80 % vom Steuerzahlerbund geschätzt. Insgesamt gesehen sei beim 
Stand der Wirtschaft in Deutschland die Situation aber nicht 
besorgniserregend. Für die Perspektive wurden von ihm folgende Positionen 
vertreten: Senkung der Besteuerung der Mittelschicht, Beibehalten des 
Solidaritätszuschlages, Überprüfung der Festlegungen zum Spitzensteuersatz, 
Prüfen einer Wiedereinführung einer Vermögenssteuer und generelle 
Vereinfachung des Steuersystems. 

Im dritten Vortrag legte Dr. Tobias Hentze seine Positionen dar. Er vertrat das 
Institut der deutschen Wirtschaft, das besonders von den Arbeitgeberverbän-
den getragen wird. Er ging davon aus, dass das Schuldenproblem noch keine 
besonderen Schwierigkeiten mache. Schulden seien per se weder gut noch 
schlecht. Es mache durchaus Sinn, dass der Staat sich in gewissem Maße 
verschulde. Die vom Steuerzahlerbund prognostierte Entwicklung der 
Schuldenquote auf 80 % hielt er jedoch für zu hoch geschätzt, eher seien 60 % 
realistisch. Er war für eine Öffnung der Schuldenbremse, um sich Spielräume zu 
verschaffen. Die auch in MV benutzte Lösung, neben dem Haushalt ein 
„Sondervermögen“ einzurichten, verschiebe nur das Problem. Zukünftig nur auf 
das Sparen zu orientieren, sei durch die Auswirkungen des negativen 
demographischen Wandels gar nicht möglich. Höhere Steuern seien nicht der 
richtige Weg, da mit Ihnen nur kurzfristige Erleichterungen entstünden, aber 
mittlere und langfristige Belastungswirkungen in der Wirtschaft folgen würde. 
Es bliebe eine Diskussionsfrage in Wirtschaft und Politik, ob und wie man evtl. 
sowohl Unternehmenssteuern als auch Einkommenssteuern senken sollte.  

In der weiteren Diskussion der Gesprächspartner unter Einbeziehung von 
Meinungen bzw. Fragen der 25 Beteiligten am Meeting wurden noch weitere 
Gedanken eingebracht: Interessant sind die Wahlprogramme dieses Jahres, die 
ja Aussagen zu den finanzpolitischen Entwicklungen enthalten, aber in der 
praktischen Politik nach den Wahlen einen vernünftigen Mittelweg zu finden, 
wird schwierig sein. Bei den Investitionen müsste man besonders darauf 
achten, dass für die Zukunft Prioritäten gesetzt und eine Zersplitterung der 
Mittel vermieden wird. Minister Meyer merkte an, dass das Land eigentlich 
wenig Spielräume habe, da etwa 90 % der zur Verfügung stehenden 
Finanzmittel durch Regelungen im Bundes- bzw. Landesrecht einsatzbestimmt 
sind. 

Mancher der „stillen“ Teilnehmer aus unserem Bundesland hatte sicher 
erwartet, mehr Informationen über finanzpolitische Schwerpunkte in MV unter 
Berücksichtigung sowohl der Schuldentilgung als auch des erforderlichen 
Investitionsbedarfs zu erhalten – und das gerade unter sozialen Aspekten. 
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(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 

In einer Gesprächsrunde des Landesbüros der Friedrich-Ebert-Stiftung Thürin-
gen, die in viele Länder führt, stand diesmal der der Leiter des FES Landesbüros 
Polen, Ernst Hillebrand, Rede und Antwort zur Situation in Polen. Moderiert 
wurde das Gespräch von Dr. Franziska Schmidtke und Frederic Werner, beide 
Büroleiter der FES in Thüringen und in Mecklenburg-Vorpommern. 

Einleitend hob Ernst Hillebrand die Erfolgsgeschichte der Wirtschaftsentwick-
lung in den letzten Jahren in Polen hervor, die wesentlich dazu beigetragen hat, 
dass das Selbstwertgefühl der Polen gestärkt worden ist. Auf die Nachfrage der 
Moderatoren, welche Rolle denn in Polen das Jubiläum des 30. Jahrestages der 
Unterzeichnung deutsch-polnischen Vertrages gespielt habe, es war im 
wesentliche wohl ein politischer Pflichtjahrestag, der an der Bevölkerung 
weitgehend vorbeiging. Die momentanen Interessen der polnischen Bürger 
liegen zurzeit auf einer ganz anderen Ebene: Da gibt es angesichts der hohen 
Preissteigerungen des letzten Jahres wachsende Angst vor einer Inflation. Da 
bereiten die rasch steigenden Immobilienpreise und die ebenfalls steigenden 
Mieten Sorgen. Und schließlich wird die Frage diskutiert, wie man mit den 
wirtschaftlichen und finanzpolitischen Auswirkungen der Coronakrise fertig 
wird. 

Im weiteren Gespräch wurden die gesellschaftlich-politischen Entwicklungen 
angesprochen, durch die Fragen der Demokratie, der Gleichberechtigung und 
weitere Momente berührt sind. Ernst Hillebrand bemerkte dazu, dass diese 
Thematik durchaus Teile der Gesellschaft bewegen, sie dominieren aber nicht 
insgesamt. Natürlich kann man die konservativen, rückwärtsgewandten 



 
21 

 

Positionen nicht übersehen, gegen die es auch Opposition gibt, besonders in 
der jüngeren Generation. In der öffentlichen Diskussion stehen aber mehr 
soziale Aspekte im Mittelpunkt. Auch die Polen bewegen aktuelle Fragen der 
Gerechtigkeit und des Sozialstaates. Ihre Erwartungshaltung gegenüber dem 
Staat ist bei allen sozialen Leistungen der letzten Jahre eher skeptisch. Man 
erwartet keine umfassende Fürsorge vom Staat, sondern denkt mehr in einer 
Art „Selbsthilfe-Logik“. Bei einer solchen Haltung spielt die betonte Rolle der 
Familie in der polnischen Tradition eine deutliche Rolle. 

Es wurde die Frage aufgeworfen, wie der starke Geburtenrückgang in Polen zu 
erklären sei. Hier wurde die Ansicht vertreten, dass die in der heutigen 
Generation ohne Zweifel vorhandene andere Einstellung zur Kinderzahl und zu 
Verhütungsfragen dabei eine Rolle spielen. Vielleicht gehört das zur einer 
gesellschaftlichen Umbruchphase zu einer moderneren Gesellschaft. Dass da 
die Haltung des polnischen Verfassungsgerichts zu Abtreibungsfragen vielfach 
abgelehnt wird, ist verständlich. Bisher vorgenommene soziale Verbesserungen 
haben den negativen demographischen Trend bisher nicht aufhalten können.  

Allgemein – so wurde hervorgehoben – schaut die Mehrheit der Polen, 
besonders die junge Generation positiv sowohl auf die EU als auch auf Deutsch-
land, wenn sich auch gegenseitige Verstimmungen und einseitige Blicke auf den 
jeweiligen Nachbarn bemerkbar machen. Offiziell betrachtet sich Polen als ein 
untrennbarer Bestandteil des Westens und sieht in diesem Zusammenhang 
sowohl die USA als auch die NATO insgesamt als Sicherungsgarantie an. 
Zusätzlich wirkt die Instrumentalisierung der deutschen Schuld gegenüber 
Polen, die von der Regierung und manchen Medien als ein innenpolitisches 
Mittel der Meinungsbeeinflussung genutzt werden. Fest steht, dass 
Deutschland historisch und aktuell mit keinem anderen europäischen Staat so 
viele Probleme hat. 

Es muss uns besonders darum gehen, das Bild des Nachbarn positiv 
weiterzuent-wickeln. Wir sehen Polen häufig viel eng, wir brauchen eine 
differenziertere Betrachtungsweise, der Modernisierungsprozess in Polen der 
letzten dreißig Jahre wird zumeist zu wenig zur Kenntnis genommen. Wir 
sollten im EUD-Landesverband und seinem Bildungsring über künftige 
inhaltliche und organisatorische Kontakte nachdenken und unser 
Nachbarschaftskonzept weiterentwickeln. 
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KONFERENZ ZUR ZUKUNFT EUROPAS 
 
 

Liebe Mitglieder der Europa Union Deutschland und der JEF Deutschland,  

am 9. Mai 2021 gab es in Straßburg den Startschuss für die Konferenz zur Zukunft Europas. 

Sie ist nichtpolitischen Eliten vorbehalten und wird nicht hinter verschlossenen Türen 

stattfinden. Ganz im Gegenteil: In aller Öffentlichkeit können sich die Bürgerinnen und 

Bürger aktiv einbringen mit ihren Ideen, Wünschen und Forderungen. Konkrete Schritte zur 

Reform der EU sollen entwickelt werden, um sie handlungsfähiger, erlebbarer und 

erfolgreicher zu machen. 

Für die Themen gibt es keinerlei Begrenzung. Ob es um Digitalisierung oder Zukunftsjobs 

geht, die ökologische Soziale Marktwirtschaft oder Jugendförderung, um die 

Gesundheitsunion, mehr Demokratie, eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik, ein 

unionsweit einheitliches Wahlsystem mit europapolitischen Parteien und Programmen oder 

ganz andere Themen - darüber entscheiden die Bürgerinnen und Bürger. 

Machen Sie mit! Bringen Sie Ihre Vorschläge ein. An Kritik soll nicht gespart werden! Was 

erwartet Sie? 

Eine Übersicht über die Online-Plattform.  

Die Handreichung zur Teilnahme über die digitale Plattform der Konferenz zur Zukunft 

EuropasFuturEU.Europa.EU.  

Wir freuen uns bereits jetzt auf viele spannende Veranstaltungen sowie Initiativen im Zuge 

der Konferenz! 

 

Mit europäischen Grüßen 

Die Ko-Vorsitzenden der AG Zukunftskonferenz: 

  

Gabriele Bischoff MdEP, Vizepräsidentin Europa-Union Deutschland 

 

Thomas Mann, Vizepräsident Europa-Union Deutschland 
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Informationsmaterial 1: 

Die Online-Plattform 

 

Die Ideen der Bürger werden auf einer Online-Plattform registriert: 

#TheFutureIsYours - https://futureu.europa.eu 

Sie ist das Herzstück der Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger. Hier werden Ihre Beiträge, 

Anregungen und Standpunkte gesammelt und können diskutiert werden. Für Veranstaltungen 

kann geworben werden, so dass Interessierte daran teilnehmen können. Über Ihre Ergebnisse 

ist eine Berichterstattung möglich. Wie Sie vorgehen sollten, zeigt die Handreichung im Teil 

3! 

Die Plattform ist interaktiv und mehrsprachig. Sie ist in allen 24 Amtssprachen der EU 

verfügbar. Die Beiträge werden maschinell übersetzt. 

Um an einer Online- oder Präsenz-Veranstaltung teilzunehmen, sollten Sie auf die Fahnen der 

Karten klicken und Sie werden direkt verbunden. Die Veranstalter haben die Möglichkeit, zur 

Anmeldung einen externen Link hinzuzufügen. 

Wer eine Idee teilen möchte, wählt das entsprechende Thema aus und sieht auf den Seiten 

Kurzbeschreibungen sowie Links zu weiteren Webseiten und beigefügten Dokumenten. 

Zehn Themen werden angeboten: 

1 Klimawandel und Umwelt, 

2 Gesundheit, 

3 eine stärkere Wirtschaft, soziale Gerechtigkeit und Beschäftigung, 

4 EU in der Welt, 

5 Werte und Rechte, Rechtsstaatlichkeit, Sicherheit, 

6 digitaler Wandel, 

7 Demokratie in Europa, 

8 Migration, 

9 Bildung, Kultur, Jugend, Sport, 

10 weitere Ideen. 

 

Die Online-Plattform überträgt auch die auf der europäischen Ebene organisierten 

Bürgerforen. 

Die Zukunft liegt in Ihren/Euren Händen. Verschaffen Sie sich Gehör! 
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Informationsmaterial 2: 

 

Die Bürgerforen: 

Zusammenkünfte können von der regionalen bis zur europäischen Ebene organisiert werden. 

Dabei soll die Zivilgesellschaft einbezogen werden. Auf der EU-Ebene werden Bürgerinnen 

und Bürger eingeladen, die nachrepräsentativen Kriterien nach dem Zufallsprinzip ausgewählt 

worden sind. Ein Drittel sollen junge Menschen bis 25 Jahre sein. Die europäischen 

Bürgerforen liefern Empfehlungen für die Konferenz, die dort vorgetragen und weiterverfolgt 

werden. 

Jedes Bürgerforum besteht aus jeweils 200 Bürgerinnen und Bürgern. Es befasst sich mit 

bestimmten Themen, die vom Plenum der Konferenz festgelegt werden. Acht Vertreter jedes 

Forums (mindestens drei sollen jünger als 25 Jahre sein) präsentieren im Plenum der 

Konferenz ihre Ergebnisse. 

 

Vier Bürgerforen wurden beschlossen: 

 

Forum 1: Werte, Rechte, Gesetzgebung, Demokratie und Sicherheit. 

Forum 2: Klimawandel, Umwelt und Gesundheit. 

Forum 3: Wirtschaft, Sozialgesetzgebung, Berufe, Bildung, Jugend, Kultur, Sport, Digitales. 

Forum 4: Europa in der Welt, Migration. 

 

3. Das Konferenzplenum 

 

Die Leitung des Plenums hat ein Exekutivgremium, in dem jeweils drei Vertreter des 

Europäischen Parlamentes, der EU-Kommission und des Rates vertreten sind. Zu den 

Sitzungen werden Beobachter*innen eingeladen. Regelmäßig wird über die Ergebnisse 

berichtet. Expertinnen und Experten können eingeladen werden. Die Dokumente werden nach 

der Tagung des Exekutivgremiums auf der Online-Plattformveröffentlicht. 

Das Plenum besteht aus 433 Mitgliedern 
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Informationsmaterial 3: 

Die Handreichung zur Teilnahme 

 
Für die Konferenz zur Zukunft Europas sind die Ideen, Wünsche und Forderungen der 

Bürgerinnen und Bürgergefragt. Damit alle Stimmen gehört werden, sollen sie in einem 

Online-Tool zusammengetragen werden. Hierfür steht eine mehrsprachige Online-Plattform 

zur Verfügung. 

Sie können Ihre Beiträge hochladen, außerdem Veranstaltungen anmelden und darüber 

berichten. Die Anregungen sollen in Bürgerforen und im Plenum der Konferenz weiter 

debattiert werden und zu konkreten Schlussfolgerungen führen. 

A. Wie können Sie einen Benutzeraccount erstellen? 

1. Registrieren Sie sich als Einzelperson oder als Organisation: 

https://webgate.ec.europa.eu/cas/eim/external/register.cgi 

 

2. Stimmen Sie der Konferenz-Charta zu: Wahrung von EU-Werten, Vermeidung von 

Hassreden usw. 

 

Legen Sie Ihre persönlichen Login-Daten fest: E-Mail und Passwort. 

 

B. Nach erfolgreicher Registrierung gehen Sie wie folgt vor: 

 

1. Geben Sie den folgenden Link ein: https://futureu.europa.eu  

2. (Ggf.) eine der 24 EU-Amtssprachen auswählen.  

3. Login-Daten eingeben und anmelden.  

4. Wählen Sie aus drei Kategorien:  

 a. an einer Veranstaltung teilnehmen 

 b. Ihre Ideen eingeben 

 c. eine Veranstaltung ausrichten 

5. Eines der vorgeschlagenen Themenfelder auswählen bzw. ein eigenes benennen.  

6. Abschließend:  

 a. Ihre Teilnahme an der Veranstaltung bestätigen 

 b. Ihre Idee beschreiben (Titel: max. 150 Zeichen, Gesamttext: max. 1.500 Zeichen) 

 c. Ihre Veranstaltungsidee schildern 

Bitte verwenden Sie einfache Sätze, damit diese bestmöglichst in andere Sprachen übersetzt 

werden können. 
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Reflexionen zu einem Webinar 

Am 1./2. 09. 2021 veranstaltete der Verein Erinnerungs-, Bildungs- und Begeg-
nungsstätte Alt Rehse seine 5. Ethiktagung zum Thema „Demokratie, Krankheit 
und Gesundheit in Zeiten der Pandemie“, über die Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig die Schirmherrschaft übernommen hatte, die sich online an 
die Teil-nehmer wandte und dabei hervorhob, dass der „Lern- und GedenkOrt 
Alt Rehse“ eine Stätte ist, die zum Nachdenken anrege. In MV und anderswo 
habe es sich in der Pandemie gezeigt, dass alle an einem Strang ziehen müssen, 
um Erfolge zu erreichen. 

Der Schreiber dieser Zeilen verfolgte die durch kompetente Experten gestaltete 
Veranstaltung online. Es soll hier kein umfassender Tagungsbericht gegeben 
werden, sondern in Anknüpfung an Inhalt und Verlauf der Konferenz lege ich 
Reflexionen dar, mit denen ich persönliche Gedanken zu einigen Äußerungen 
sowohl aus den Referaten als auch aus Diskussionsbeiträgen vorstelle. 

1. Mehrfach klang bei Referenten und Hörern der Hinweis an, dass die durch 
die Politik verfügten Coronamaßnahmen „unverhältnismäßig“ gewesen seien. 
Im Kern geht es dabei um die Frage, ob der Staat Freiheitsrechte der Bürger 
ein-schränken darf. Zunächst sollte man in diesem Zusammenhang immer 
berücksichtigen, dass in dieser Pandemie mit einem vielfach noch nicht 
ausreichend erforschtem Virus und seinen Varianten auch Fehler gemacht 
werden können. Grundsätzlich muss jedoch in Rechnung gestellt werden, dass 
der Staat und damit seine politischen Vertreter zur Wahrnehmung von 
Verantwortung gegen-über dem Allgemeinwohl verpflichtet sind. Sowohl aus 
historischer als auch aus aktueller Sicht existiert immer ein 
Spannungsverhältnis zwischen den Staats-bürger*innen und dem Staat, dass 
Ausgewogenheit bei Entscheidungen erforderlich macht. Aber dem Staat das 
Recht abzusprechen, seiner Verantwortung gegenüber seinen Bürgern gerecht 
zu werden, führt zu einer unzulässigen Einengung staatlichen Handelns. Gerade 
ein solches Denken und Handeln führt Gefahren für die Demokratie herbei. Der 
Schritt zur daraus erwachsenden Gefahr der Anarchie in Staat und Gesellschaft 
ist dann leicht getan. 

2. Immer wieder wurde das Argument gebraucht, z. B. bei der Diskussion um 
den „Impfzwang“, dass das einzelne Individuum in seiner Freiheit der eigenen 
Entscheidung nicht eingeschränkt werden dürfte. So fiel auch der Satz „Mein 
Körper gehört mir!“ Für mich ist eine solche Haltung ebenfalls ein 
unhistorisches Wahr-nehmen der Rolle der Mitglieder einer Gesellschaft. 
Solange Menschen eine Gemeinschaft bilden, wie diese auch immer aussehen 
mag, existieren Wechselbeziehungen zwischen den Individuen und der von 



 
27 

 

ihnen geschaffenen Gemeinschaft, durch die Regelungen des 
Gemeinschaftslebens entstehen. Somit hat die Freiheit eines jeden Individuums 
Grenzen in der zu beachtenden Freiheit der Gemeinschaft, ebenso wie das 
auch umgekehrt gilt. Wenn das individuelle Verhalten dem Gemeinwohl 
schadet, wird die eigene verfassungsgemäß bestehende Freiheit missbraucht. 
Es kann im Gefüge Individuum-Gesellschaft keine schrankenlose Freiheit geben, 
sonst stehen wir wiederum an der Grenze zur Anarchie! 
3. Auch die Diskussion zur Frage von pandemiebedingten Schulschließungen, in 
der immer wieder vorgebracht wird, dass dadurch langanhaltende, vielleicht 
lebens-lange psychische Schäden und Behinderungen der späteren 
Lebensentwicklung entstehen, scheint mir sehr weit hergeholt. Ich gehöre zu 
der Generation, die als Kind in der letzten Kriegszeit des Zweiten Weltkrieges, 
am unmittelbaren Kriegsende und in der anschließenden Wiederaufbauzeit 
beträchtliche Einschränkungen hinnehmen musste. Ich habe so manche 
Kriegsereignisse, Zerstörungen, Krankheit und Tod und Heimatverlust wie 
unzählige andere ertragen müssen. Durch die Umstände ist meiner Generation 
mindestens ein ganzes Schuljahr verlorengegangen. Aber gerade diese Kriegs- 
und Nachkriegsgeneration hat den Beweis erbracht, dass man in seinem 
weiteren Leben sich positiv und erfolgreich entwickeln konnte, ohne unter 
lebenslangen Depressionen leiden zu müssen! Auch in solchen Fragen lehrt uns 
also der historische Blick, dass wir auch in aktuellen Augenblicken nicht 
unzulässigen Übertreibungen verfallen dürfen, die uns dann tatsächlich 
deprimieren können. 

Abschließend soll noch das Referat von Prof. Dr. Lothar Wieler, dem 
Präsidenten des Robert-Koch-Institutes (RKI), gewürdigt werden. Er stellte 
zunächst Aufgaben und Arbeitsweise des RKI vor und erläuterte, wie die 
Empfehlungen des Instituts entstehen. Er warb für Vertrauen in die 
Darstellungen des RKI und auch der Stiko, der ständigen Impfkommission. In 
sehr sachlicher und überzeugender Weise wies er die Verhältnismäßigkeit der 
bisher empfohlenen und von der Politik realisierten Anti-Coronamaßnahmen 
nach. Er bedauerte die mangelnde Informiertheit der Öffentlichkeit, die 
übersieht, dass in der ersten Hauptwelle der Pandemie durch die getroffenen 
Maßnahmen aller Wahrscheinlichkeit sehr viele Todesfälle vermieden werden 
konnte. Grundsätzlich gäbe es in der Bevölkerung trotz aller Falschmeldungen 
und Unterstellungen Zustimmung zu den getroffenen Schutzmaßnahmen. 
Professor Wieler hob die Bedeutung der zügigen Impfungen hervor. Nach 
seiner Auffassung hätte selbst die Verordnung einer Impfpflicht vor der 
Verfassung Bestand.  

(Berichterstatter: Joachim Gasiecki) 
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Auszug aus einem Statement 
 

„Die Europäische Union ist die größte politische und zivilisatorische Errungen-
schaft des vergangenen Jahrhunderts. Krieg, Totalitarismus, Völkermord und 
Rivalität wurden durch Demokratie und Menschenrechte sowie durch wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und politische Partnerschaft ersetzt. Die euro-
päische Einigung ist als zentraler Konsens der europäischen Nachkriegsge-
schichte keine Selbstverständlichkeit mehr und wird wieder offen in Frage 
gestellt. 
Nationalistische und populistische Bestrebungen in ganz Europa gefährden das 
europäische Projekt zunehmend. Der europäische Zusammenhalt steht vor 
einer Zerreißprobe. Der Umgang mit der Migrationsfrage und den schwierigen 
Verhandlungen zum Brexit sind hierfür exemplarisch. 
Problemstellungen in der Umwelt-, Handels-, Außen- und Sicherheitspolitik 
lassen sich in der heutigen Zeit effektiv nur noch multilateral lösen. Um den 
Rückfall in die Kleinstaaterei des 20. Jahrhundert zu verhindern, muss sich 
europäische Politik an den Bedürfnissen seiner Bürgerinnen und Bürger 
ausrichten, zum Beispiel, indem wir das europäische Wohlstandsversprechen 
für alle Europäerinnen und Europäer einlösen. Wir müssen es schaffen unsere 
gemeinsamen Werte wie Freiheit, Solidarität, Humanität und Schutz für 
Flüchtende in eine gemeinsame europäische Politik zu übersetzen. Nur so 
können wir die Spaltung Europas abwenden.“ 
 

Iris Hoffmann 
2014-2019 Mitglied des Europäischen Parlaments 
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